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Vermerk:
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Wie ich vertraulich erfahren habe, wird die Angelegen-

o  Tar

iter verfolgt. Daher

1 bei dem Unterzeichne
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Büco Des Staatsfekretärs

beim Reichsprotektor

in Bthmon und mähren.

Cing. 23.M

An den

Persönlichen Referenten

Tgb. Ne.:

des Herrn Staatssekretärs

beim Reichsprotektor in Böhmen u. Mähren,

4-Ostubaf. Gies

Prag



bekannt ist, Sie war durch Mißverständnisse entstan-

den, die der jugendliche deutsche Direktor hervorge-

rufen hatte, Nach einer klaren Aussprache beim Herrn

Abteilungsleiter II besteht schon seit Monaten auch

in diesem Falle eine gute Zusammenarbeit zwischen den

Vertretern des SD und meiner Dienststelle, die auf den

Grundsätzen aufgebaut ist, die ich von Anfang an als

einzig gesundes Fundament gefordert hatte.

Meinungsverschiedenheiten mit Angehörigen der

SS habe ich m.W. nur in zwei Fällen gehabt. Einmal

mit Landesvizepräsident Dr. Schwabe hinsichtlich

Anfaeben nnd der Stellung der Oberlandräte

zer Zeit ein Erlaß des Herrn Reicheprotektors, der

den von mir vertretenen Standpunkt über die Zusam-

menarbeit zwischen dem Landesvizepräsidenten und

den Oberlandräten in noch klarerer Weise zum Aus-

PLSOECORSETE

druck brachte, als er von mir vertreten worden war.

Im Übrigen hat diese Auseinandersetzung keine an-

haltende Verstimmung zwischen dem Landesvizepräsi-

denten und mir hervorgerufen, der mir seit längerer

Zeit
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Der Oberlandrat

Olmüt, den 28 Februax 19 41.

Fernfpredher 1287 bie 1290.

in Olmütz

2

Be■ch. -3.

O

Bitte bel Antwortshrelben

Gefchäftozelchen anzugeben!

An den

Herrn Kreieleiter der EsDaP

1820

P

nungsfürsorge rir den Vg-Pospischil in Kebotein teile

ich Ihnen Folgendes nit:

1.)
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sangelegenheit

wurden auf meine

Bezirkehauytnann

von Olmlits-Land,

uslchtigung an

m erross pun 90
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5.)

Die Hethode, mlt welcher Sie sine Klärung des Zingrei-

fens zeiner Behörde und seiner Unterlagen in diesen Falle vor-

genommen haben, kann ioh nicht fir riehtig belten. Sechdien-

liche Aufklärungen köznen auch in-meinen Ast in allen Verval-

tungsangelegenheiten nur von den verantwortlichen Abteilungg-

leitern oder von mir gegeben werden. loh muß Sie deshalb drin-

gend bitten, in Zukunft Ihre Anfregen nieht an untergeordne*

te zitarteiter, sondern nur an die verentwortliehen leiter

oder an nich zu riohten; Dadurch wird auoh der sehr uner-

wünschte Eindruck bei auzeenstehendon Bristen veraieden, ale
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widerspricht so deutlich der Anordnung des Ministerrats

für die Leichsverteidigung von 28. Dezember l939, daß

-de   d se   o

tektor zur Entscheidung vorzulegen.

Hetl Fitler!

gez.Molsen



Olmüß, den 18. Februar

1941.

Der Oberlandrat

Seenfpredjee 1287 bis 1290.

in Olmütz

14

Ge■ch. - 3.

OLR

Bitte bel Antwortschreiben

Geschäftozeldhen anzugeben!

An das

2/61

Büro des Herrn Unterstaatssekretärs

beim Herrn Reichsprotektor in Böhmen und Mähren

4 Fuchs

in Prag .

2

bi

Sehr geehrter Herr Unterstaatssekretär!

Bei der letzten Unterredung, die Sie mir ge-



Der Oberlandrat

Olmüt, den 15. Februar 19.41.

Sernfpredher 1287 bis 1290.

in Olmüt

Ge■dh.-3.

OLR

7

Bitte bel Antwortsthrefben

Gefchäftsgeldhen angugeben!

An den

Herrn Reichsprotektor in Böhmen und Mähren

in grab

d.d.Dienststelle f.d.land Mühren

in Brünn.

-

Betrifft: Zuständigkeiteverteilung Oberlandrat - Kreis-

leiter.

Ohne Vorgang.

Bald nach der Einsetzung des jetzigen komm.

Kreisleiters von Olmütz, Pg. Kemenovicz, entstanden

Unklarheiten über die Zuständigkeit der Partei in rei-

nen Verwaltungssachen, die bisher nicht gelöst werden

konnten, auch in der Zeit nicht, als viele Eonate lang

beste persönliche Beziehungen zwischen uns bestanden.

Dabei wurde in meinem Amt von Anfang an die Kreislei-

tung und der Kreisleiter persönlich an allen wichtigen

und allgemeineren Verwaltungsangelegenheiten beteiligt;

ich legte Wert darauf, mein Ant hinsichtlich der ört-

lichen Bedingtheiten von ihnen beraten zu lassen und

vor allem in allen Fersonalangeleganheiten die Vünsche

der Farteistellen entgegenzunehmen. Die Großzügigkeit

der Heranziehung aller Fachämter der Kreisleitung bei

allen wesentlichen Verwaltungsangelegenheiten des Ober-

landratsamtes wird auch von den verantwortlichen Aats-

leitern der Kreisleitung ausdrücklich anerkannt; als Be-

lege dafür verweise ich auf die Feststellung des Kreis-

amtsleiters der NsV, der in einer kürsliohen Besprechung

die Zusammenarbeit mit meinem Amte als völlig reibungs-

los und fruchtbar erklärte, und die wiederholten Mittei-

lungen des Ereiswirtschaftsberaters, daß eine so enge

Gemeinschaftsarbeit wie zwischen unseren Amtern, bei der

Arisierung und allen anderen wirtschaftlichen Verwaltung

vorgängen
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vorglingen in keinen anderen Bezirk weder im Sudeten-

gau noch in Protektorat bestünde.

Diese vertrauensvolle und fruchtbare Zusammen-

arbeit ist nicht von ungeführ gekommen, sondern von

mir persönlich von Anfang an angestrebt, von meinen Eit-

arbeitern immer wieder gefordert und ständig von mir

pereönlich überwacht. lch habe deshalb mit besonderer

Anfmerksamkeit jedes Nal von neuem davon Kenntnis ge-

nommen, daß Kreisleiter Kemenoviez bei allen Erörte-

rungen und Nachprüfungen über unsere Zusamenarbeit

auch nieht einen einzigen Fall nennen konnte, in

die Einschaltung der Parteistellen von mir nicht in

angemessener Veise dürehgeführt oder zum mindesten

versucht worden war. Auch sonst habe ich trotz vieler

Naohfragen bisher von keiner Seite auch nur eine ein-

zige konkrete Angabe erhalten können, daß eine tat-

süchliche Beanstandung über die sachliche Zusanmen-

arbeit meines Ates mit der Kreisleitung vorgebracht

sei.

Damit muß als erviesen werden, daß von mei-

ner Seite sowohl sachlich als auch persönlich alles

Senschenmögliche getan wurde, um eine fruchtbare Zu-

samenarbeit gwischen Kreisleiter und Oberlandrat

24180

rececarde

Dementgegen hat Kreisleiter K. eine Vor-

stellung über die Zusammenarbeit zwischen Partei- und

Verwaltungsstellen, die nachweislich mit allen grund-

legenden Regelungen, z.B. durch die Anordnung des Ni-

nisterrats für die Reichsverteidigung vom 28.Dez.1939

in deutlichem Widerspruch steht, ihm aber auch durch

vielfache Rinweise bisher nicht genomnen werden konnte,

weil er sich dagegen auf die für ihn maßgebenden Sätze

beruft: "Die Partei befiehlt dem Staat." und "Die dau-

leiter und Kreisleiter sind für die Stimmung des Vol-

kes verantwortlich." Daraus folgert der Kreisleiter

eing unbegrenztes Einsichts- und Eingriffsrecht für

sich und eine entsprechende Beteiligungspflicht der

Reichsbehörden
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Reichsbehörden in allen Verwaltungsangelegenheiten, die

irgendwie die Partei und ihre Arbeit berühren oder die

Stimmung irgendwelcher deutschen Volksgenossen beein-

trächtigen können, was praktisch völlig ohne Grenzen

sehlechthin auf jeden Verwaltungsvorgang in irgendeinem

Augenblick zutreffen kann.

In mehreren Besprechungen und Vorträgen im

Amt des Herrn Reichsprotektors habe ich mit allem Ernst

auf die ständigen Schwierigkeiten hingewiesen, die aus

dieser grundsätzlichen Einstellung des Kreisleiters auch

bei äusserster Vorsicht und größten Entgegenkommen der

ind der Kommunal-

amtsleiter
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amtsleiter, Regierungskommissar Dr. Czermak, die deut-

sohen Gemeindevertreter der Dörfer in dem entgegenge-

setzten Sinne aus, der der Richtlinie und Weisung des

Amtes des Herrn Reichsprotektors entsprach.

(a

Im Dezember l94o wurden den Oberlandräten

Geldmittel für die volkspolitische Arbeit zur Verfü-

gung gestellt. Ich besprach ihre Verteilung in einer

Dienstbesprechung der Abteilungsleiter und veranlaß-

te die Vorlage von Vorsohlägen für die Verteilung,

die jede Abteilung nach Einvernahme mit der entspre-

chenden Dienststelle der Partei aufstellen sollte

so sind denn fast alle bisherigen Auszahlungen auf

Grund von Vorschlägen oder in Mitarbeit der betreffen-

den Parteistelle (des Kreispersonalamtes, der NsV usw.)

erfolgt.

Es ist deshalb nicht verständlich, wie der

Kreisleiter, der entsprechend meiner Absicht, durch

die Einschaltung seiner Dienststellen von diesen Mit-

teln erfahren hatte und an ihrer Verteilung mitwirken

konnte, dazu kommt, mich zu ersuchen, ihm eine Auf-

stellung zu liefern, in welcher Weise ich über die

2o

mir zur Verteilung überlassenen Mittel zu verfügen

beabsichtige. Ich habe dem Kreisleiter darlegen la

sen, daß ich ausser der weiterlaufenden Beteiligung

24179

seiner Dienststellen bereit sei, die Verteilung des

mündiich

Geldes mit ihm/zu besprechen, die Abgabe eines

schriftlichen Planes über die beabsichtigte Vertei-

.uu

lung aber nur an meine vorgesetzte Dienstbehörde er-

folgen könne.

c)

Der Kreisleiter will bei allen Personalent-

scheidungen innerhalb seines Kreises nicht nur die

Partei maßgebend eingeschaltet wissen, sondern per-

sönlich entscheidend beteiligt sein. Er hat ernstlich

beanstandet, daß mehrere seiner Vorschläge für die

Besetzung von Stellen der Regierungskommissare usw.

im Einvernehmen mit dem Amt des Herrn Reichsprotek-

tors z.T. wegen völliger Ungeeignetheit der Genann-

ten,(z.B. von Laumann für Prerau oder Winkler für

Leipnik)
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Leipnik) unbeachtet blieben, wie er z.B. die Einsetzung

des deutschen Bezirkshauptmannes Dr.Vanitschek ohne sei-

ne vorherige Beteiligung nicht als angenessener Vorgehen

ansieht, obwohl bei jeder Persohalentscheidung die zu-

ständige Parteidienststelle ordnungsmässig eingeschaltet

war.

a)

Ebenso fordert Kreisleiter Kemenovicz seine

maßgebende Einschaltung in zahlreichen reinen Verwal-

tungsangelegenheiten, will persönlich seine Zustimmung

zu den technisohen Plänen über den Ausbau des deutschen

Turnplatzes gegeben haben, auch wenn die Pläne unter

voller Beteiligung seines Amtes, insbesondere der ört-

lichen Turnführer, zustande gekommen sind und nachher

auch nicht anders lauten, beschäftigt sich mit der Ver-

teilung meiner Gendarmen usw. Auch in Arisierungsange-

legenheiten hat er sich wiederholt in der Weise einge-

schaltet, daß er unfangreiche sachliche Verhandlungen

mit Interessenten führteg/deren Absicht und Ergebnis

meinem Amt teilweise erst nachher nur zufällig Kennt-

nis zukam, oder er nahm sonst die Parteihoheit für

reine Wirtschaftsvorgänge in Anspruch (z.B. Verkauf der

Kosmos-Aktien, der Mühlen oder Malzfabrik Hirch Nedweis,

Einstellung von Fachkräften in der Kalzfabrik Hatschein)

2. Betrifft: Ortsgruppen.

a)

Der Ortsgruppenleiter in Littau fühit sich

entsprechend seiner Ausrichtung durch den Kreisleiter

als der allgemeine Vertreter des Großdeutschen Reiches

in allen, also auch allen Verwaltungsangelegenheiten.

Obwohl sein Bruder dort Regierungskommissar ist und des-

halb ohne erhebliche Beanstandung zahlreiche Deutsch-

I tumsangelegenheiten bei den anderen, tschechisch gelei-

teten Protektoratsbehörden vertreten könnte, war ihm in

Monaten nur schwer abzugewöhnen, daß er nichtdauernd

bei der Bezirksbehörde eingreifen dürfe. Er bstellte

z.B. fortgesetzt leitende Beante der Bezirksbehörde auf

M6 p Mr Mu.

die Ortsgruppe und gab ihnen nicht mißzuverstehende

martntin at mbart

"Ratschläge".

hartohin

Sein Eingreifen beschränkte sich auch nicht

auf Angelegenheiten, bei denen deutsche Interessen be-
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berührt wurden. Der Kreisleiter machte mir bei seiner

Rückkehr von seiner Militärdienstzeit im Dezember l940

ernste Vorwürfe, weil ich - nach der eindeutigen Anwei-

sung des Befehlshabers der Sicherheitspolizei - der Be-

zirksbehörde die Befugnis zur Ausstellung von Übertritts

scheinen genommen hatte; durch diese Maßnahme sei die

Autorität des Ortsgruppenleiters entscheidend angefoch-

ten. Der Ortsgruppenleiter hatte nämlich, - wie ich

annehme, ohne Verständigung des Oberlandrats in Proßnits

jedenfalls, ohne daß ich bis dahin von diesen unzulessi-

gen Verfahren Kenntnis hatte - bis jetzt zu jedem -

trag auf einen Übertrittsschein eine Unbedenklichkeits-

bescheinigung, wie ich glaube, gegen eine Gebühr, aus-

gestellt, ohne die die Bezirksbehörde auch bei Protek-

toratsängehörigen in keinem Fall den Übertrittsschein

ausstellte.

A

lch habe vergeblich versucht, den Kreisleiter

von der Notwendigkeit meines Vorgehens und der Unzulässig

keit und politischen Unerwünschtheit des Verhaltens des

Ortsgruppenleiters zu überzeugen.

b)

Der Ortsgruppenleiter in Leipnik hält den Re-

gierungskommissar für ein seiner Veisung unterstehendes

Instrument und läßt sich von der Eigenverantwortli keit

und Selbständigkeit des deutschen Verwaltungsbeanten

24178

nicht überzeugen, sodaß auch dort demnichst ernste Kon-

flikte entstehen, weil eine Richtigstellung vom Kreis-

leiter nicht zu erwarten ist. Ioh kann es z.B. auf die

Dauer nicht zulassen, daß der Ortsgruppenleiter sich

stundenlang während der Dienstgeschäfte in dem Dienst-

zimner des Regierungskommissars aufhält und auch dem

Partienempfang auch von Tschechen beiwohnt.

(0

Besonders unerquickliche Verhältnisse zeigen

sich fortgesetzt in Prerau, wo die Amtswalter der Crts-

gruppe sich in den unmöglichsten Formen in Verwaltungs-

angelegenheiten einmischen, die Arisierungsentscheidun-

gen des Reicheprotektors offen angreifen, einen Tsche-

chen zwingen, eine Deutsche anzustellen, die gar nicht

benötigt wird, ernsthafte Arbeit auch nicht leisten

sondern
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sondern nur denunzieren soll, grosse Summen, die von der

Partei vorgeschrieben wurden, für das WHW, DRK und die

Ortsgruppen zu stiften, auf Wohnräume im eigenen Ge-

schäftshaus zu verzichten und dafür die Ortsgruppe mit

einem Amtsleiter, Letzteren für einen von ihm festge-

setzten erheblich herabgesetzten Mietpreis, aufzunehmen

usw.

In den letzten Tagen hat Kreisleiter K. nun-

mehr eine neue Verwaltungsangelegenheit zur grundsätz-

lichen Entscheidung gestellt und dabei Auffassungen

vertreten und in einer Form vorgebracht, denen ich ent-

schieden widersprechen muß.

Auf Ansuchen eines Betriebsobmannes hatte der

jetzige Bezirkshauptmann von Olmütz-land, Dr.Wanitschek,

damals als mein Dezernent auf meinen besonderen Auftrag

die Wohnungsverhältnisse eines deutschen Arbeiters in

Nebotein (also seinem späteren Bezirk) untersucht und

dabei ungeheuerliche Verhältnisse festgestellt. Mit Rück

sicht auf die 5 Kinder des Ehepaares und die gute Füh-

rung des Arbeiters seit über einem Jahr in einem Wehr-

machtsbetrieb ordnete Dr.Wanitschek die sofortige Zuwei-

sung einer angemessenen Wohnung, nötigenfalls von Räumen

in einen Bauernhaus, die seit langem unbenutzt gewesen

waren, an. Von einem Verwaltungsbeamten mit auch nur

einer kurzen Praxis mußte durchaus erwartet werden, daß

die Bauern in Nebotein diese Anordnung nicht wider-

spruohslos hinnehmen würden. Da der Bürgermeister ein

besonders gutes persönliches Verhältnis zu mir hat, griff

der Ortsgruppenleiter die Sache auf und schaltete den

Kreisleiter ein.

Kreisleiter Kemenovicz machte in dieser Lage

von den natürlichen Lösungen, den Ortsgruppenleiter zu

dem verantwortlichen Dezernenten oder zu mir zu sohicken

oder sich selbst in der gleichen Weise einzuschalten,

keinen Gebrauch. Auf Grund anderer Überlegungen rief

er einen untergeordneten Angestellten meines Amtes, der

in
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in der Abteilung die Registratur führt, an und ver-

langte von ihm, daß er sofort mit den betreffenden Ak-

aupoa

ten zu ihm auf die Kreisleitung komme. Nach Durchsicht

yuy

der Vorgänge machte er diesen Angestellten, der an der

Entscheidung seines Vorgesetzten sachlich natürlich gar-

nicht beteiligt gewesen war und sie auch nieht ausrei-

chend übersehen konnte, in Gegenwart des Ortsgruppen-

leiters heftige Vorwürfe, kündigte sein entscheidendes

Eingreifen in die Angelegenheit an, die ohne Beteiligung

des Ortsgruppenleiters nicht hätte entschieden werden

dürfen, und untersagte bis dahin jeden Fortgang i der

Sache. Dieselben Urteile und Anweisungen verkündete der

Kreisleiter kurze Zeit später fernmündlich dem Regie-

rungsinspektor der Abteilung (ob auch diesmal in Gegen-

wart des Ortsgruppenleiters, vermag ich nicht zu sagen),

der ebenso an dem Vorgehen seiner Vorgesetzten bisher

unbeteiligt gewesen war, jedenfalls aber soviel übersah,

daß er Gründe für unser Vorgehen angeben konnte. Kreis-

leiter Kemenovioz bestellte diesen Regierungsinspektor

für den nächsten Tag zur weiteren mündlichen Bespre-

wu narpauvliy

chung der Angelegenheit auf die Kreisleitung und ließ

dessen mehrfache Hinweise, die Angelegenheit mit mir zu

erörtern, unbeachtet, wie er auch jeder Besprechu mit

einem meiner höheren Beamten aus dem Wege ging.

Ich erhielt vom Kreisleiter lediglich ein

Schreiben vom 4.d.l.; Abschrift sowohl dieses Ersuchens

24177

wie meiner Antwort von heutigen Tage füge ich abschrift-

lich bei. Der angekündigte Antrag auf Aberkennung der

deutschen Staatsangehörigkeit, für den eine Rechts-

grundlage nicht gegeben ist, ging inzwischen ein. Er

wird damit begründet, daß P. tsohechischer Abstammung

sei; seine Anerkennung als Deutscher sei damals von

der Partei nur befürwortet worden, weil er z.Zt. der

ehemaligen tschecho-slowakischen Republik mit den

Tschechen ständig in Fehde lag und für das Deutschtum

seine Sympathieen bekundete. In Wirklichkeit hat aber

 T  e d dae d

daß bei P. Muttersprache und häusliche Erziehung, Schul-

ersiehung



20

Prag, den 3. September 1941.

l. Kanzlei setze auf besonderen Bogen:

HerrnSchwandner.

In Sachen Oberlandrat Molsen sind bestimmte Vorwürfe erhoben

worden, dess der Genannte jüdisches Vermögen zu untersetzten

Preisen gekauft habe. Zu diesem Vorwurf hat sich der Genannte

geäussert. Dem Herrn Staatssekretär wäre daran gelegen, wenn

er den Bericht erhalten könnte. Ich darf Sie bitten, mir -

das Einverständnis des Herrn Unterstaatssekretärs vorausgesetzt-

den Bericht zuzuleiten.

2. Wv.am 15.9.1941 bei dem Unterzeichner.

N

y derrek: besad da ir

. in der Vaete doitiag pelaelen

/

p..9ug/7

6
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St. S.  D - 107 /4i g



Der Befehlshaber der Sicherheitapolizei

Prac, 30.8.1941

und des SD

Tgb.Nr. BdS II - 7300/41

1.) Vermerk:

Die Stapo Brünn beabsichtigt die

Einleitung eines Verfahrens gegen

on etalataneis2

den flüchtigen Juden Paul,B e r -

Zwecke ist die Erfassung des Gesamt-

vermögens des Bermann erforderlich.

Stapo Brünn verweist auf die in der

Sache Molsen hier angelaufenen Vor-

gänge und bittet vom BdS aus die

Schätzung dieser Einrichtung zu

veranlassen und ihr den Schätzwert

mitzuteilen. Die Schützung der

Werte, die der Oberlandrat Molsen

seinerzeit mit Hilfe der von ihm

beauftragten Wirtschaftsprüfer

vorgenommen hat, ist nicht zalässig,

in

da der begründete Verdacht besteht,

dass die Schätzer den Wert wesent-

lich herabgesetzt haben. Anderer-

seits istdie Stapo von sich aus

nicht ohne weiteres in der Lage,

ohne dass der Gesamtkomplex Molsen

aufgegriffen wird, eine neuerliche

Schätzung des Vermögens vorzu-

nehmen. Ihr Schreiben ist deshalb

so aufzufassen, dass sie mit ihrem

Antrag, die Schätzung von hieraus

zu veranlassen, gleichzeitig den

gesamten Komplex Molsen mit auf-

rollen will.

- 2 -
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Es ist deshalb die Entscheidung

des Unterstaats- bzw. Staats-

sekretärs darüber herbeizuführen,

im Kenntnisnahme

schlage vor,

tär erneut auf die

hen.

Im Auftrag

Schn.


